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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 13 R 160/12 B 
 
L 10 R 49/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 11 R 164/05 (SG Osnabrück) 
 
 
 
………………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………..,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. September 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 15. März 2012 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Niedersachsen-Bremen hat mit Urteil vom 15.3.2012 einen Anspruch der Klägerin 

(über das Teil-Anerkenntnis vom 13.11.2006 hinaus) auf Bewertung von in Polen zurückgeleg-

ten Beitrags- und Beschäftigungszeiten verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie macht Verfahrensfehler geltend.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 15.5.2012 genügt nicht 

den gesetzlichen Anforderungen, weil der allein geltend gemachte Zulassungsgrund des 

Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG).  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne, 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also 

die Möglichkeit einer Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der 

§§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, 

wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung 

nicht gefolgt ist. 

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: 

(1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, 

dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer 

bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung 

drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen 

Beweisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf einer 

angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei 

Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme von seinem 

Standpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte 

gelangen können (zum Ganzen s Senatsbeschluss vom 12.12.2003 - SozR 4-1500 § 160a Nr 3 

RdNr 5 mwN). 
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Entscheidet das LSG ohne mündliche Verhandlung (§ 124 Abs 2 SGG), muss der 

Beweisantrag zumindest in dem Schriftsatz aufrechterhalten oder wiederholt werden, in dem 

der Beteiligte sein Einverständnis zu diesem Verfahren erklärt (stRspr, vgl BSG SozR 3-1500 

§ 124 Nr 3 mwN). Nach Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG soll die 

Sachaufklärungsrüge die Revisionsinstanz nur dann eröffnen, wenn das Tatsachengericht vor 

seiner Entscheidung durch einen Beweisantrag ausdrücklich darauf hingewiesen worden ist, 

dass ein Beteiligter die Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt 

ansieht (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; Nr 31 S 52). 

 

Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Die Klägerin hat nicht 

aufgezeigt, dass sie einen (prozessordnungsgemäßen) Beweisantrag gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG gestellt und bis zuletzt vor dem Berufungsgericht aufrechterhalten habe.  

 

Die Klägerin führt in ihrer Beschwerdebegründung aus, dass das LSG den Rechtsstreit ohne 

mündliche Verhandlung entschieden habe. Den im Berufungsverfahren mit Schriftsatz vom 

8.4.2010 gestellten, und im Schriftsatz vom 17.8.2011 wiederholten Beweisantrag, die Zeugen 

M.          und H.             zu Art und Umfang der von der Klägerin im Zeitraum vom 1.7.1967 bis 

zum 31.3.1968 und vom 1.11.1972 bis zum 8.11.1972 ausgeübten Tätigkeit zu vernehmen, 

habe das LSG übergangen. Dann hätte sich ergeben, dass die Klägerin 1,5 Stellen über insge-

samt fünfeinhalb Jahre im Rettungs- und Bereitschaftsdienst auf der Unfallstation in C.           

ausgefüllt habe, was eine Höherklassifizierung gerechtfertigt hätte. Im Schriftsatz vom 

31.8.2012 habe sie "keineswegs von ihrem Antrag, die beiden Zeugen zu vernehmen, Abstand 

genommen". 

 

Hierin aber liegt kein schlüssiger (zu diesem Erfordernis bereits BSG SozR 1500 § 160 Nr 14 

S 12; ferner BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 21, stRspr) Vortrag, den Beweisantrag noch bis zum 

maßgeblichen Zeitpunkt aufrechterhalten zu haben. Dass mit dem Schriftsatz vom 17.8.2011 

bereits das Einverständnis mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung 

erklärt worden sei, wird ebenso wenig behauptet wie, dass danach der Beweisantrag ausdrück-

lich wiederholt worden sei; dass hiervon "nicht Abstand genommen" worden sei, kann insoweit 

nicht ausreichen. 

 

Einem rechtskundig vertretenen Beteiligten, der vorbehaltlos sein Einverständnis gemäß § 124 

Abs 2 SGG erklärt, muss aufgrund der entsprechenden Anfrage klar sein, dass das Gericht 

ohne weitere Sachverhaltsaufklärung entscheiden will. Will ein Beteiligter dies vermeiden, muss 

er das Einverständnis verweigern oder auf der Durchführung der beantragten Beweisaufnahme 

beharren (vgl BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 mwN).  

 

Wenn die Klägerin die unterlassene Beweisaufnahme zugleich als eine Verletzung rechtlichen 

Gehörs (§ 62 SGG) geltend macht, so gilt nichts anderes. Damit hat sie die Rüge der fehlenden 
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Sachverhaltsaufklärung (§ 103 SGG) lediglich in das Gewand der Gehörsrüge gekleidet. Dies 

kann der Nichtzulassungsbeschwerde auch nicht zum Erfolg verhelfen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat gemäß § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG ab. 

 

Die Beschwerde war daher durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als 

unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung von § 193 SGG. 
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